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gSgHjtKohl in den USA 

Deutsche 
"tteressen 
gestärkt 
Dftrg 
*°n h^SUCh des Bundeskanzlers in Washing- 
Schen

x erneut die feste Freundschaft zwi- 
ö»ut8ch?n USA und der Bundesrepublik 
*u 6ine eindrucksvoll unterstrichen und 
leiten r nant,osen Übereinstimmung beider 
9ßn Qe!".a,len wichtigen außenpolitischen Fra- 
We*tlich       Dles lst ein 9roßer Erfol9 für das 

Jersö
he Bündnis — und es ist ein großer 

Koh| n,lcner Erfolg für Bundeskanzler Helmut 

^r de 
CJl6rhe!t Bereich der Ost-West-Beziehungen, der Si- 
Sch^tSD POlitik' des KSZE-Prozesses und der Wirt- 
Set2t Undhtik Sind Leitlinien erarbeitet, Prioritäten ge- 
'6Qencje .••lnteressen abgeglichen worden. Die grund- 
9ierun "ereinstimmung zwischen den beiden Re- 
^r WirtÜ.*?31 es ermöglicht, auch die strittige Frage 
e'nvern ^chaftspolitik  gegenüber  der  Sowjetunion 

h-v°n Irr t
mliCh ZU behandeln und als mögliche Quel- 

ls z at'0nen im europäisch-amerikanischen Ver- 
*Ur Qes

U
h
entscnarfen. Dies ist ein wichtiger Beitrag 

°hen Alij   l0SSenneit und inneren Stärke der westli- 
2" (Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Auf der Pressekonferenz nach Abschluß 
seines Besuchs in Washington erklärte 
Helmut Kohl: In meinen sehr ausführli- 
chen, intensiven Gesprächen mit dem 
amerikanischen Präsidenten, an denen 
auch der Bundesaußenminister teilgenom- 
men hat, haben wir, zugleich auch als Ver- 
treter der derzeitigen Präsidialmacht der 
Europäischen Gemeinschaft, einen inten- 
siven Dialog mit dem Präsidenten fortset- 
zen können, einen Dialog, der begonnen 
hat nach meiner Amtsübernahme mit mei- 
nem Besuch im November, den wir in ei- 
ner Fülle von Botschaften und Nachrich- 
ten praktisch Woche für Woche intensivie- 
ren konnten. 

Ich bin außerdem mit dem Vizepräsiden- 
ten, mit Außenminister Shultz, mit Herrn 
Weinberger und mit einer großen Zahl 
amerikanischer Senatoren zusammenge- 
troffen. Alle diese Gespräche waren für 
uns Teil der intensiven und kontinuierli- 
chen deutsch-amerikanischen Konsulta- 
tionen, denen wir gerade in diesen letzten 
Wochen und Monaten besondere Bedeu- 
tung beimessen. 

Wichtige internationale Konferenzen erfor- 
dern eine besonders intensive europäi- 
sche und auch deutsch-amerikanische 
Abstimmung. Wir haben besonders aus- 
führlich über den Stand der Ost-West-Be- 
ziehungen gesprochen. Dabei stand im 
Mittelpunkt der Erörterungen, wie der We- 
sten durch eine entschlossene und ge- 
meinsame Politik einen wirklichen Durch- 
bruch zu Abrüstung und Entspannung er- 
reichen kann. Wir waren uns einig, daß die 
Grundlage hierfür die Prinzipien sein müs- 
sen, die im Juni 1982 auf dem NATO-Gip- 
feltreffen in Bonn anläßlich unserer Be- 
gegnung am 16. November 1982 bekräftigt 
wurden. 

Um Klarheit und Berechenbarkeit unserer 
Politik deutlich zu machen und Fehlein- 
schätzungen   in   Moskau  zu   vermeiden, 

. -fieP 
bleibt es wichtig, mit der sowjeti ., 
Führung in persönlichem Kontakt z . 
ben. Wir waren uns einig über ^'^^ 
lichkeit von Gipfeltreffen, wenn diese i 

richtigen Zeitpunkt stattfinden 
lieh vorbereitet sind. 
Wir waren uns auch einig über 

und 9rU 

die Q(0 

nd- 

ein Bedeutung des KSZE-Prozesses. ^"^ 

diger Abschluß des Madrider Folg
uSge 

fens mit einem substantiellen und ^ 
wogenen Schlußdokument ist nac ^ 
ner Überzeugung möglich und nö"$' ^ 
ses Dokument muß eine klare Aussag^g 

den Menschenrechten enthalten un
Konfe- 

Fortschritte bringen. Es soll eine p 

renz für Abrüstung in Europa eins . 
die über Maßnahmen der Vertraue 
dung in ganz Europa verhandeln so • . 

Wir wollen die Politik aktiver Friede ^ 
cherung fortsetzen, die darauf 9e' flffi. 
ist, den Frieden in Freiheit zu s\ ^ 
Gleichzeitig wollen wir beharrlich -,. 
Bemühungen fortfahren, durch ü(]- 
menarbeit zu  konstruktiveren E 
gen mit der Sowjetunion zu ge lange^ 

wc 

Kfial' 
immer wir dies können. Durch ^ur   p if 
tung   und  verantwortliches  Verhal     |te 

den   internationalen   Beziehungen     ^ 
die  Sowjetunion  ihren  Beitrag daZ 

sten, dies möglich zu machen. ^. 

Wir haben uns sehr intensiv über 0 ^ 
Verhandlungen im Lichte der jU' tep 
Verhandlungsvorschläge der Vere ^ 
Staaten unterhalten, deren Rahmen ' in 

bevorstehenden Verhandlungsruna 

Genf weiter ausgefüllt werden kan • A 

Es liegt nun bei der Sowjetunion "~ ^ 
dies ist ihre große Verantwortung ".^ 

diese Initiativen konstruktiv einZ^gnan' 
und den Weg für eine für beide Sei opti- 
nehmbare Lösung freizumachen. D' pp, 
male Lösung, das Wunschziel schle^|dgf 
bleibt der vollständige Verzicht s 

owor-1' 

nuK"* USA wie  der Sowjetunion  auf 
landgestützte Mittelstreckenraketen-     . 

Ich habe volles Zutrauen in die arne 
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die tyj ernandlungsbemühungen in Genf, 
Von u 

mit unseren Partnern im Bündnis 
die int 

tützen> und ich bin dankbar für 
Vh en^ive Unterrichtung, die wir häufig 
Genfe

e yÜr Woche über jeden Schritt der 
^r ßrf_,   rnandlungen durch die Amerika- 

srfan 
J|ese 

ren haben. 

^ich jn 
spracne in Washington haben 

der am
meiner Überzeugung bestärkt, daß 

sch|0s 
erikanische Präsident fest ent- 

'ige Lö
en ist. jede nur denküare vernünf- 

^d au
Sung 2U nutzen, um zu konkreten 

Abr(j gewogenen Ergebnissen in der 
Einen 

Un9sfrage zu kommen. 

^hrw IChti9en Teil unserer Gespräche 
schafts 

die Vorbereitungen des Weltwirt- 
Qastge?lpfels in Williamsburg ein, dessen 
^'r War 6r Präsident Reagan sein wird. 
eir)ern,fn uns eini9. daß diese Konferenz 

die T ArbeitsatmosPhare braucht, daß 
d    

a9esordnung so gestalten müs- 
wir mZ.- Sle bewältigt werden kann, daß 
n« Deu °hst arbeitsfähige, das heißt klei- 
9er, Son9ationen nach Williamsburg brin- 
% pe

ten- mit einem Wort, daß man aus 
s°llte ty rn der Vergangenheit lernen 
JeinSa   lchtiges Thema aus unserer ge- 

&  derh T Sicht ist dort vor allem die 
6kärr,Df   

bun9  der Wirtschaft  und  die 
\ die     9 der Arbeitslosigkeit, Proble- 
^n* b    Uns  in  den  einzelnen  Ländern 

s°nders heimsuchen. 

&ieHa 

[6|* JÜi°nie tischen den USA und ih- 
b(jn-.Wlcntic 

\ 
N AuRUer bundeskanzler Helmut Kohl 
Scher n' e^minister   Hans-Dietrich   Gen- 

lch etwas mehr als 24 Stunden 

Die Vorbereitungsgespräche für Williams- 
burg haben auch die sehr gewichtigen 
Probleme der Nord-Süd-Beziehungen um- 
faßt. Wir wollen auf der Grundlage ge- 
meinsamer Positionen zum Erfolg der be- 
vorstehenden Belgrader UNCTAD-Konfe- 
renz beitragen. Die Gespräche hier haben 
mir erneut gezeigt, daß die deutsch-ameri- 
kanische Freundschaft und Partnerschaft 
auf festen Grundlagen und auf einer brei- 
ten Übereinstimmung der fundamentalen 
Interessen beruht. 

Das Jahr 1983 ist ein gutes Jahr, dieses zu 
demonstrieren. Es ist der 300. Jahrestag 
der Einwanderung Deutscher aus Krefeld 
in die Vereinigten Staaten, und ich freue 
mich, daß ich aus diesem Anlaß den Vize- 
präsidenten der Vereinigten Staaten im 
Juni in der Bundesrepublik begrüßen 
kann. Im Herbst wird Bundespräsident 
Karl Carstens den Vereinigten Staaten ei- 
nen Besuch aus einem ähnlichen Anlaß 
abstatten. 
Das alles zeigt, daß wir unserem Ziel in 
diesen Jahren immer näher gekommen 
sind, die Beziehungen zwischen den Ver- 
einigten Staaten und der Bundesrepublik 
möglichst eng und freundschaftlich zu ge- 
stalten. So waren auch der Tenor und die 
Atmosphäre unserer Gespräche herzlich, 
freundschaftlich und offen, wie dies unter 
guten Freunden sein soll. 

" Ur>d ausländische Pressestimmen 
US-Besuch von Helmut Kohl 

^eten •    ten  westeuropäischen  Ver- 
*"> v0ri ,1st auf der Reise bestätigt wor- 

,     der Bundeskanzler Helmut Kohl 

*Us WP 
&$ria  

Shln9tQn zurückgekehrt sind. 
9l6|chen

el!Af
ich um eine Harmonie, die auf 

wertvorstellungen   beruht.   Das 

ist eine Basis, auf der sich Meinungsver- 
schiedenheiten in Sachfragen freund- 
schaftlich beilegen lassen. 

Kölnische Rundschau, 18. April 1983 

Nichts an den einzelnen Positionen recht- 
fertigt den Verdacht des sozialdemokrati- 
schen Fraktionsführers, der Kanzler habe 
sich in Washington dem Automatismus 
des amerikanischen Konzepts der Rake- 
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tenstationierung unterworfen. Daß es oh- 
ne Krach zuging, läßt doch wohl den 
Schluß nicht zu, hier habe der deutsche 
Regierungschef die Vertretung deutscher 
Interessen verfehlt. Nicht einmal Pflicht- 
übungen der Opposition sollten so dürftig 
sein.    General-Anzeiger, Bonn, 18. April 1983 

Die feste Haltung Kohls in der Frage der 
Raketen-Nachrüstung belohnten die Rea- 
gan-Mannen mit einem teilweisen Rück- 
zug in der Frage des Ost-West-Handels. 

Kanzler Kohl fand Harmonie nicht nur zwi- 
schen deutschen und amerikanischen Po- 
sitionen, sondern auch zwischen den USA 
und der EG. „Keine Probleme, keine Pro- 
bleme", wurde immer wieder versichert. 

Handelsblatt, 18. April 1983 

Der Kanzler genießt in der amerikanischen 
Hauptstadt längst den Ruf des aufrichti- 
gen und verläßlichen Alliierten, und nicht 
erst seit Helmut Kohl betrachten die USA 
die Christdemokraten als diejenige politi- 
sche Kraft in Westeuropa, auf die sie am 
ehesten setzen können. 

Kohl hat bei seinen zwei Besuchen in 
Amerika als Regierungschef nicht Kapital 
verspielt, sondern neues geschaffen. 

Stuttgarter Zeitung, 18. April 1983 

Es ist nur angemessen, daß Kohl seinen 
Besuch in Washington mit der Ankündi- 
gung beendet hat, er werde noch vor 
Ende Juni nach Moskau reisen. West- 
deutschland ist in einer kritischen Position 
in diesem Jahr heikler Verhandlungen zwi- 
schen Ost und West. Es ist einer der 
wichtigsten europäischen Verbündeten 
der Vereinigten Staaten (einige würden 
sagen, der wichtigste Verbündete), und es 
ist das wichtigste politische Ziel der So- 
wjetunion, im gegenwärtigen Spiel von 
Druck und Gegendruck um die nuklearen 
Mittelstreckenraketen . . . Dies verlangt 
von Bundeskanzler Kohl eine aktive Rolle. 
Und er ist dazu wegen des Vertrauens, 

das er in Washington genießt, um ^ 
ser geeignet. The Times, 18- W 

Die Freundschaft zwischen der Bun-eiten 
publik und den USA, die in den ^ 
Schmidts von zahlreichen Gege^^^r 
überdeckt war, auch auf perso .^g 
Ebene, ist wieder vollkommen in_ ^h^ 
und hat keine Schatten mehr. ZW 
den beiden Ländern besteht nun --^ ^ 

re'n' 
übef  - in d 

Stimmung über fast alle Probleme-      ^ 
sem  Sinn  war1 Kohls  Reise  ein        r. 
Trotzdem   bleiben   die   Interessen 

3lt>Sl   ,;. schiede zwischen der in sich se 
uroP3 

henden Weltmacht USA und der e r. 
sehen Macht Westdeutschlands nie ^ 

borgen. Die Bundesrepublik ist zu unö 
Zusammenleben mit der Sowjetum ^. 
den  anderen  Ländern  des  Oste ^. 
zwungen. Und zum Sprecher dies ^ 
sonderen  Interessen  hat sich KJ' ep 
macht. Deshalb gibt es auch im p ^gr- 
der allgemeinen Übereinstimmung jep 
schiede bei der Akzentsetzung. d'e be- 
kommenden Monaten mehr GeW 
kommen könnten. 

Corriere della sera, 18. APr 

0- 
Es paßt, daß Kohl seinen Besuch ^ 
shington mit der Ankündigung a /LSK3Ü 

daß er noch vor Ende Juni nach jghr 

geht. Westdeutschland nimmt in de ^ 
der Verhandlung zwischen Ost un ^ 
eine delikate Stellung ein. Das _ZI] MO- 

Kohls Visite sollte nicht sein, mit gflfl. 
pow ein Abkommen auszuhande • ^ 

dem ihm klarzumachen, daß der ^jp 
eines will. Dies zu unterstreichen ' ^|- 
Zeichen der Schwäche, sondern e' gjj 

tung der Stärke.      The Times, 18-Ap 

hingt011' 
Die  zweite  Visite  Kohls  in  Wasn-     5- 
diesmal als solide gewählter Re9'e 0* 
chef,  bestätigte  das  verbesserte     ^ 
zwischen den USA und Westdeuts 

seit dem Regierungswechsel. .^gß 
Der Bund (Bern), 18- Apr 
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PARTEIENFINANZIERUNG 

£°mmissionsbericht ist eine gute 
Wundläge für eine Neuregelung 
*u dem 
^ o" am M°n*ag. 18- April 1983, 
hen /!

Undespräsidenten äbergebe- 
han2j bSchlußbericht zur Parteienfi- 
tlr dI

erun9 erklärt der Generalsekre- 
CDh K

r CDU, Heiner Geißler: Die 
d6r K

De9rüßt den Abschlußbericht 
*'6rUn mmission zur Parteienfinan- 
die p."9 a's eine gute Grundlage, um 
He n   anz«erung der Parteien auf el- 
^hQi   e

htere ur»d mit der Verfas- 
se ?i,  . Inklan9 stehende Grundla- 

*u bellen. 

UQ CDU ist der Auffassung, daß auf der 
Deuts

Und'age dieser Empfehlung der 
von 6jn ^Undestag möglichst rasch eine 
set*|jch

er breiten Mehrheit getragene ge- 
fe. Q e Neuregelung verabschieden soll- 
^chd 

Vorschlag der Kommission war 
nen se

e
f
SWe9en notwendig, weil auf der ei- 

t6'enQe dSS Grund9esetz und das Par" 
öffent| 

Setz   den   Parteien   umfangreiche 
^ere Auf9aben zuweisen, auf der 
se Auf

n Se'te aber die Möglichkeiten, die- 

net? n zu f'nanz'eren- bisher vom 
w°rd»r,9eber nur unzureichend  geregelt 

Cd 
aren- 

^issi0^
t2llcn leistet die Vorlage der Körn- 

er, daß 
eir,e wichtige Voraussetzung da- 

teien a| 'n der Zukunft die politischen Par- 
Parlam S Un.Ver2icr,tbare Institutionen der 
fasSUn^

ntarischen Demokratie ihren ver- 
entSprJ

sPol'tischen Auftrag erfüllen und 
^Hrien inren Auf9aben finanzieren 

der   s     sieht das besondere Verdienst 
hUr 'n H     erstandigenkommission   nicht 

en neuen Vorschlägen für die zu- 

künftige Gestaltung des Parteienfinanzie- 
rungsrechtes, sondern sehr wohl auch 
darin, daß diese Vorschläge auf einer sehr 
sorgfältigen, kritischen Aufarbeitung der 
bisherigen Entwicklung des Parteienfinan- 
zierungsrechtes aufbauen. Diese Arbeit 
ist für die politischen Diskussionen hilf- 
reich und schafft die Voraussetzung für ei- 
ne Neuregelung der Parteienfinanzierung, 
die die Chancengleichheit der Parteien er- 
höht und das finanzielle Engagement des 
Bürgers für die Parteien ermutigt. 

Die Kommission setzt nach Auffassung 
der CDU Eckpunkte, die bei einer Neure- 
gelung beachtet werden müssen: 

1. Die Parteienfinanzierung muß für den 
Bürger durchschaubar sein. Daher stimmt 
die CDU mit den Gutachtern darin über- 
ein, daß die Parteien nicht nur über die 
Herkunft, sondern in Zukunft auch über 
die Verwendung der Mittel und über ihre 
Vermögensverhältnisse öffentlich Aus- 
kunft geben sollen. 

2. Die Finanzierung der Parteien ist nicht 
nur Aufgabe des Staates, sondern in er- 
ster Linie Aufgabe des Bürgers. Die CDU 
unterstützt die Auffassung der Kommis- 
sion, daß die Finanzierung der Parteien 
durch den Bürger „absoluten Vorrang" 
hat. Der Satz „Spenden an Parteien sind 
verfassungspolitisch erwünscht, um deren 
Staatsunabhängigkeit zu erhalten" wird 
von der CDU voll geteilt. Die Gleichstel- 
lung politischer Parteien mit anderen 
steuerbegünstigten Organisationen ist ein 

(Fortsetzung auf Seite 6) 
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• AUFSCHWUNG 

Hervorragende 
Entwicklung 
der Baukonjunktur 
Die Aussagen des Präsidenten des 
Zentralverbandes des Deutschen 
Baugewerbes über die zu erwarten- 
de Entwicklung der Baukonjunktur 
sind eine großartige Bestätigung der 
Politik der Bundesregierung seit 
dem letzten Herbst. Fiel die Baupro- 
duktion 1980 noch um fünf Prozent 
und erhoffte man sich um die Jahres- 
wende einen Anstieg des Bauvolu- 
mens um etwa zwei Prozent, kann 
jetzt eine Steigerung der Bauproduk- 
tion 1983 von 3,5 Prozent erwartet 
werden. 

Dies wird nach erheblichen Arbeits- 
platzverlusten im Jahre 1983 unabhän- 

gig vom saisonbedingten Frühjahrsan- 
stieg in diesem Jahr wieder zu einer rea- 
len Aufstockung der Arbeitsplätze führen. 
Die Aussage, bereits in den nächsten Wo- 
chen 350000 Arbeitskräfte neu einzustel- 
len, ist ein Lichtblick, stellt MdB Dietmar 
Kansy, wohnungsbaupolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, fest. 

• 76 Pr°' Daß die größte Zuwachsrate mit if ^ 
zent im Wohnungsbau erwartet wir • 
seinen Anteil wesentlich, aber nicn 
schließlich, im Sonderprogramm der 
desregierung zur Ankurbelung der 
konjunktur vom Herbst 1982. Eine 9    . 
hafte Politik der Haushaltskonsolid'6^. 
hat darüber hinaus nach mehrmaliger ^ 
kung der Leitzinsen spürbar auf d'    re 

pothekenzinsen   durchgeschlagen-     gr. 
ordnungspolitische Aussagen im s 

und Mietenbereich taten das übrige 

Im Steuerbereich wird auch ein ^   ^ 
punkt der künftigen Wohnungsbau^, 
der Union liegen, um jetzt die Baunac 
ge zu verstetigen und von Konjunktu 
grammen  unabhängig zu  machen- 
junkturprogramme,   wie   das   derz      , 
letzten Herbst vom Sachverständig ^ f(jr 
deshalb zur Unrecht kritisierte, weil B 

die Bundesregierung keine ordnunQ     6 

tische Zielvorstellung, sondern ener
hvVer- 

Mund-zu-Mund-Beatmung  einer s£-^jg 
kranken  Branche war,  stehen zuk 

nicht mehr zur Debatte. 

muß aber 

(Fortsetzung von Seite 5) 

logischer Schritt, wenn die Bürger stärker 
die Parteien finanzieren sollen. 

Insgesamt weisen die Vorschläge der 
Kommission neue Wege, die Parteienfi- 
nanzierung bürgernah zu gestalten. Dazu 
zählt auch der Bürgerbonus, der das bis- 
herige Verteilungsverfahren einmal erset- 
zen soll. Über diesen Weg, die Parteienfi- 
nanzierung noch bürgernaher zu gestal- 
ten, ist jedoch eine intensive politische 

Die erforderliche Verstetigung wlJ":0^ 
über   den   Wohnungsbaubereich Si 

künftig auch für den Bereich des Tie     ^ 
der  öffentlichen   Bauten   und  des   ^ 
schaftsbaus erreicht werden, s0"en^jS' 
Einbrüche wie der letzte in diesem 
maß erspart bleiben. y 

 " ""cr,af1' 
Diskussion  notwendig,  damit die      ,ej. 
cengleichheit für alle Parteien geW/a 

stet bleibt. >0- 
Die CDU hat im übrigen durch o^8"^ 
rische und andere geeignete Maßn^^    J 

darauf hingewirkt und wird weiter --  ti, 
hinwirken, daß eine sparsame und e ,gt 

ve   Haushaltsführung   gewährleiste ßfl 

Zum Beispiel hat sie in den letzten ^ 
dafür gesorgt, daß der Personalb6 ^d 
der Bundesgeschäftsstelle auf dem 
von 1972 gehalten werden konnte- 
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SCHULEN 

Jtahr Sachinformationen über die 
r'edenssicherung durch die Bundeswehr 

essl?um demokratischen Staat muß 
die Wt^rständljch sein, daß über 
rer,» ^e'digungsstreitkräfte und ih- 
^n»     a9 2ur Sicherung des Frie- 
ihf0rr£

Ucn 'n den Schulen sachlich 
kt> p*n wird", erklärte Anton Pfei- 
Wjj^r,amentarischer Staatssekre- 
UH(j J.m BlJndesminister für Bildung 

W|ssenschaft in Bonn. 

Vlgi Plele in unseren demokratisch re- 
port ri• 

en  Nachbarstaaten  zeigen,  daß 
sch diese Aufgabe auch von sozialisti- 
sehen 

9ierungen in ähnlicher Weise ge- 
Cl'6 Kmt^ ernstgenommen wird, wie dies 
Schuie ster der Union auch fur die 

unseres Landes erreichen wollen. 
Ie So 

9UngsJ"9e des früheren Bundesverteidi- 
der6r ^

ln|sters Apel (SPD) und vieler an- 
^aWa|,erantwortlicher Politiker nach den 
de$vveh

en bei den Gelöbnissen der Bün- 
dig Qbe

r A980' daß an den Schulen zu we- 
Hr inf

r Auftrag und Stellung der Bundes- 
eil,      armiert wird, ist nach wie vor aktu- 

%ß ^ deshalb das Anliegen der CDU, 
rSgierte 

,Cn wie in unseren demokratisch 
^chuien

n NacnDarländern auch in den 
che AüfnUnseres Landes für eine sachli- 
S de9 der Schüler uber die Stel- 
sUng     ^Bundeswehr nach der Verfas- 
cherUn(:

d ü°er ihren Auftrag bei der Si- 
9 des Friedens gesorgt wird. 

ist h 
Jahr2ehnteiSp'elsweise in dem seit zwei 
r?'ch jn   en sozialistisch regierten Öster- 

llnte      m Erlaß des Bundesministers 
rricht und Kunst „Politische Bil- 

dung in den Schulen" als Aufgabe der po- 
litischen Bildung festgelegt, das Verständ- 
nis der Schüler für die Aufgaben der um- 
fassenden Landesverteidigung im Dienste 
der Erhaltung der demokratisciien Freihei- 
ten, der Verfassungs- und Rechtsord- 
nung, der Unabhängigkeit und territorialen 
Unversehrtheit des Landes zu wecken. 
Hierzu sei es notwendig, ein klares Be- 
wußtsein bei den Schülern dafür zu schaf- 
fen, daß die Erreichung dieses Ziels auch 
als persönliche Verpflichtung eines jeden 
Menschen aufgefaßt werden muß. Im Rah- 
men dieser Aufgabenstellung der politi- 
schen Bildung wurde den Landesschulbe- 
hörden ausdrücklich anempfohlen, den 
Kontakt mit dem jeweiligen Militärkom- 
mando herzustellen und so mit Hilfe der 
Informationsmedien des Heeres Verständ- 
nis und Vertrauen bei den Schülern für 
bzw. in die militärische Landesverteidi- 
gung zu gewinnen und zu fördern. 

Ähnliches trifft in Frankreich zu. Dort ha- 
ben der Unterrichtsminister und der Ver- 
teidigungsminister ein umfassendes Rah- 
menabkommen in ausdrücklicher Aner- 
kennung der Tatsache abgeschlossen, 
daß Bildungsaufgabe und Verteidigungs- 
auftrag nicht isoliert voneinander betrach- 
tet werden können, wenn es gilt, verant- 
wortungsbewußte Bürger heranzubilden. 
Unterrichts- und Verteidigungsminister 
bemühen sich gemeinsam, die Information 
der männlichen und weiblichen Jugendli- 
chen über die Verteidigungsnotw^ndigkeit 
sowie über Sinn und Zweck des Wehr- 
dienstes zu verbessern. 

Dazu gehören ausdrücklich auch Informa- 
tionsbegegnungen    zwischen    Schülern 
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und Soldaten, ja es ist .auch an Maßnah- 
men gedacht, die es den Schülern im Rah- 
men des Unterrichtsbetriebes erlauben, 
sich in den Einheiten und Verbänden un- 
mittelbar über das Leben in den Streitkräf- 
ten zu informieren oder mit Wehrpflichti- 
gen und länger dienenden Soldaten Kon- 
takt aufzunehmen. Ferner sollen Lernin- 
halte entwickelt werden, die im Rahmen 
des Ausbildungs- und Erziehungsprozes- 
ses zur Entwicklung einer über bloßes 
Wissen und militärische Fakten und Ereig- 
nisse hinausgehende Verteidigungsbereit- 
schaft beitragen können. 

Aus alledem wird deutlich, daß die Franzo- 
sen — offensichtlich egal welcher politi- 
schen Partei sie angehören — keinerlei 
Berührungsängste mit ihren Streitkräften 
kennen, daß diese vielmehr als wichtiger 
und anerkannter Garant der demokrati- 
schen Ordnung gelten. 

Die Kultusminister der SPD-regierten Bun- 
desländer haben es zu verantworten, daß 
die Kultusministerkonferenz sich bisher 
nicht auf gemeinsame Empfehlungen über 
das Thema Friedenssicherung und Bun- 
deswehr im Unterricht verständigen konn- 
te. Sie haben unter der Federführung ihrer 
linken Flügelmänner bisher eine Position 
eingenommen, die eine eindeutige Abkehr 
von der Verteidigungs- und Sicherheitspo- 
litik der früheren SPD-Bundesregierung 
beinhaltet, und sie versuchen gleichzeitig, 
ihre einseitige parteipolitische Position in 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
zur Richtschnur für den Unterricht in den 
Schulen zu machen. Dies ist nicht hin- 
nehmbar. Die Kultusminister der SPD soll- 
ten das Beispiel ihrer sozialistischen Kol- 
legen in den Nachbarländern Österreich 
und Frankreich zum Anlaß nehmen, ihren 
Standpunkt zu überdenken und zu korri- 
gieren. 

Vor allem sollte der Hamburger Schulse- 
nator Grolle seine Aufgabe als Präsident 
der Kultusministerkonferenz darin sehen, 
die unterschiedlichen Standpunkte zum 
Konsens zu führen. 

• VOLKSZÄHLUNG^ 

Vogel macht sich 
unglaubwürdig 
Aufgrund des Urteils des Ersten $e\t 
des Bundesverfassungsgerichts ^ 
fest, daß die Volkszählung nicht an „ 
vom Volkszählungsgesetz vorgesen 
Tag stattfinden wird. Es bleibt aW«1^ jn 

ten, ob das Bundesverfassungsgerl^ ,flh. 
der Entscheidung im Hauptsachva ^ 
ren zu dem Ergebnis kommen wir a, h 

die auskunftspflichtigen Bürger „ 
den Vollzug des Gesetzes in 

Grundrechten verletzt werden. 
Q|J(T 

Wir werden eventuelle Hinweise deS-orm 
desverfassungsgerichts, in welcher ^ 
den Grundrechten, insbesondere irT1 zü 

reich des Datenschutzes, Rechnung 
tragen ist, sorgfältig beachten, e ^ 
MdB Wolfgang Bötsch, Parlamentär' . 
Geschäftsführer der CDU/CSÜ-ßuP 

tagsfraktion. e. 
Mit Schuldzuweisungen an die Bun tj, 
gierung Kohl kann man den viels<Lzah- 
gen Vorgang nicht abtun. Das VolK ^ 
lung^gesetz war unter Federführung^,/ 
Verantwortung der abgetretenen ^. 
FDP-Bundesregierung konzipiert un ^ 
gebracht worden. Unglaubwürdig ,eS- 
sich der Vorsitzende der SPD-BU ^ 
tagsfraktion mit seiner Kritik an der ^ 
desregierung. Als Justizminister hat n 

gel den Gesetzentwurf überprüft, ^ 
Grund zur Beanstandung gefunde!Jent3' 
damit den Weg zum weiteren parlam 
rischen Verfahren frei gemacht. ... 

Anlaß zum Triumph haben am a"er^ $fi 
sten diejenigen, denen es nicht u     ^ 
Schutz der Grundrechte, sondern u ^ 
Zerstörung unseres freiheitlichen P 
Staates geht. 
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INFORMATION 

Q6w
stctemokraten in Europa: 

jj B 
a«t in Videofilmen stoppen 

"ientaJ.n f°rderte der CDU-Europaparla- 
9ische'^

r Und frühere baden-württember- 
Hahn .Kultusminister Professor Wilhelm 
prijfst 

le Einrichtung einer europäischen 
^hrw 6 fur jugendgefährdende Medien. 
de8 M

Verwies 
ste|iu.arktes mit Videofilmen, die unvor- 

'°are rj 

l, 1Ö9'ich 

erWies auf die „Überschwemmung" 
s mit Videofilmen, die unvor- 

\ö I6 Grausamkeiten enthielten. Da es 
l\i de»lch sei, Jugendlichen den Zugang 
nat (j6

arti9en Produkten zu untersagen, 
\ aof tJnionsP°litiker die EG-Kommis- 
^aßnahfordert, zu prüfen, mit welchen 
9e\viru

rnen diesen Gefahren entgegen- 
9eboten

Werden könne- Das sei dringend 
^6d$t ' da die Regelungen in den Mit- 

aaten „Löcher" enthielten. 

"e?2u,n9 ohne Eingriffe 
Auf Staat 

de 
es 

a6sf0r ^annover-Messe präzisierte Bun- 
^rdiep 9sminister Heinz R'esenhu- 
r^te c- 0siti°n der Bundesregierung: Di- 
w'cKtUn

ln9riffe des Staates bei der Ent- 
i^dri? L.neuer   Technologien    werden 
% 

9üch 
lch abgelehnt. Der Staat habe 

^ schaffd'e  Rahrr,enbedingungen  dafür 
Rurigs    n\ daß zukunftstrachti9e  For" 

^ritef, ar^e'ten   vorgenommen   werden 

s'aates
9atlV sich die ..Besserwisserei" des 

He , 
ln der Grundlagenforschung aus- 

^Wen6'96 das Beispiel Biotechnik. Noch 
% auf 'S-60 Jahren habe die Bundesrepu- 
?Pit2enSt'eSem Gebiet eine internationale 

at$ w e"Un9 innegehabt. Dann sei von 
Werte ^egen drei Jahre lang über Grenz- 
W°rden i Gen-Enfwicklung debattiert 
StSch ^'es habe dazu geführt, daß 
°S den A ernehmen heute hoffnungs- 

Anschluß verloren hätten. 

Riesenhuber forderte die Wirtschaft auf, in 
der Grundlagenforschung eng auch mit 
konkurrierenden Unternehmen zusam- 
menzuarbeiten, um Parallelarbeit zu ver- 
meiden und eine größere Effizienz zu er- 
reichen. Ähnliches gelte auch für die noch 
immer unzureichende Kooperation zwi- 
schen Industrie und Wissenschaftlern an 
Hochschulen und Universitäten. Hier gebe 
es einen beträchtlichen Nachholbedarf. 
Für die Wirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland, so der Minister, vor allem 
aber für den Arbeitsmarkt werde es kata- 
strophale Folgen haben, wenn es zu einer 
Verweigerung gegenüber der Einführung 
neuer Technologien komme. 

Weitgehende Überein- 
stimmung mit dem VdK 
Der Verband der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer, Behinderten und Sozialrentner 
Deutschlands (VdK) und Bundesarbeits- 
minister Blüm stimmen darin überein, daß 
die Rentenversicherung durch eine struk- 
turelle Reform langfristig saniert und kon- 
solidiert werden muß. Wichtiger Orientie- 
rungspunkt dabei soll sein, daß in Zukunft 
die Renten sich gleichmäßig mit den ver- 
fügbaren Einkommen der Arbeitnehmer 
entwickeln. Das wurde bei einem Ge- 
spräch festgestellt, das das Präsidium des 
VdK, an seiner Spitze Vizepräsident Lud- 
wig Hönle, in Bonn mit Bundesarbeitsmini- 
ster Norbert Blüm, dem Parlamentari- 
schen Staatssekretär Heinrich Franke und 
leitenden Mitarbeitern des Bundesarbeits- 
ministeriums führte. 
Die Vertreter des VdK anerkannten die 
Bemühungen Blüms, die notwendigen 
Einsparungen mit strukturellen Reformen 
zu verbinden. Die mit der geplanten 
Aktualisierung der Rentenanpassung ver- 
bundenen Einsparungen seien ein hoher 
Preis. Eine erneute Verschiebung der 
Rentenanpassung sei für den VdK völlig 
indiskutabel. An der Prüfung der verschie- 
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denen Modelle, die den angestrebten 
Gleichklang der Entwicklung von Renten 
und verfügbaren Arbeitnehmer-Einkom- 
men bewirken, wird sich der VdK intensiv 
beteiligen. 

Die Umstellung der Kinderzuschüsse auf 
Kindergeld findet nicht die Zustimmung 
des VdK, solange der Familienlastenaus- 
gleich unzureichend ausgestattet ist. Die 
Vertreter des VdK zeigten sich jedoch be- 
friedigt, daß die Waisenrenten unangeta- 
stet bleiben. 

Befriedigt äußerten sich die Vertreter des 
VdK, daß nach der Koalitionsvereinbarung 
der Regierungsparteien die Kriegsopfer 
von den Sparmaßnahmen ausgenommen 
werden sollen. 

SPD sucht für die Jusos 
neue Form der Organisation 
Bis zum Herbst will die SPD gemeinsam 
mit den Jungsozialisten über die Frage 
„der wirksamsten Organisationsstruktur 
für eine Jugendorganisation der Partei" 
entscheiden. Dies kündigte SPD-Bundes- 
geschäftsführer Peter Glotz in der Hanno- 
verschen „Neuen Presse" an. Glotz mein- 
te, die Jusos müßten „näher an die Ju- 
gendlichen ran. Wir müssen aus den Gre-, 
mien heraus und in die Gesellschaft hin- 
ein". Der SPD-Bundesgeschäftsführer be- 
zeichnete es als „noch offen", ob dies „an 
Statuten- und Richtlinienänderungen ge- 
koppelt sein muß". 

Kommunistische Wühlarbeit 
Zur Ausweisung von 47 sowjetischen 
Staatsbürgern aus Frankreich erklärt der 
außenpolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Hans Klein (Mün- 
chen): 47 sowjetische Staatsbürger, dar- 
unter 40 Diplomaten, wurden am 5. April 
wegen Spionage aus Frankreich ausge- 
wiesen. Das ist die größte Maßnahme die- 
ser Art in einem westlichen Land seit 
1971, als die damalige konservative briti- 
sche Regierung unter Edward Heath 105 

sowjetische Diplomaten und Staa jn 

stellte des Landes verwies. QeX^Q0 
jüngster Zeit haben sich solche 8. 
wieder gehäuft: In Großbritannien- g0. 
nien, Italien und der Schweiz wur . n8g« 
wjetische Staatsbürger wegen Sp' ^ 
und anderer illegaler Tätigkeiten oe ^ 
des verwiesen. Es spielt keine R0 ,e[T1o- 
es sich um sozialistische, christlich- p 

kratische oder konservative Reg'er cfle 
handelt, niemand ist gegen soW,e^ie in 
Wühlarbeit gefeit. Selbst wenn - ^ $ 
Frankreich  - -  die Kommunisten ^ ^ 

Kremld 

Drang zur illegalen Tätigkeit nicht 
Macht beteiligt sind, kann der K^ 

stehen. 
Wir sind der französischen Regier . atii- lerung J 

Dank verpflichtet, daß sie ein s0'(ß- 
ches Schlaglicht auf das Ausmaß e i(TV 

galen Tätigkeit des sowjetischen G ^ 
dienstes in westlichen Ländern Qe 

hat. 

Zimmermann optimistisch 
über Kernenergie-Ausbau er. 
Bundesinnenminister   Friedrich^ *• . ^it 
mann (CSU) ist „zuversichtlich". ° $? 
der angestrebten Beschleunigung {üf1g 
nehmigungsverfahren für die  Errl yp 
von   Kernkraftwerken   „nunmehr e je 

darfsgerechter Ausbau  der Kern ^. 
möglich ist". Er halte dies »besond*   ^ 
ter dem Gesichtspunkt des Umwei j(1 

zes für geboten", sagte Zimmern1 g. 

sehen Dienstes (ddp). Wie viele d«n 

werke in der Bundesrepublik etwa      ^ 
»^t*.* <.-._*     I_I     :_    anfrißt»   9   „r- 

einem   Interview   des   Deutschen  "$• 

tw* 

nächsten fünf Jahren in Betrieb »"^r 
könnten, lasse sich allerdings nie ^ 
aussagen. Die Bundesregierung zj- 
nach Darstellung des CSU-Politi^^m. 
sammen mit den Ländern, Guta

hi<ßitef1' 
Herstellern und Betreibern Möglicn-S- 
zur Beschleunigung der Genehmig ^ 
verfahren geprüft und war zu dem ^ 
nis gekommen, daß dies ohne An 
des geltenden Rechts möglich sei- 
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SCHEIDUNGSRECHT 

Jf 9ierung Kohl beseitigt Härten im 
6rsorgungsausgleich 

&cL!|' dem 1. Juli 1977 geltende 

S ScK?SreCht fÜhrte VOr allem bei 

^frer:^.idungsfolgen zu teilweise 
*°ider    .^en Ergebnissen; insbe- 
^8lteh"'e Entscneidun9en zur Un_ 

^Sgift. **ne und zum Versorgungs- 
j*H u 'ch brachten für die Betroffe- 
Nem?mutbare finanzielle Härten. 
at dah        Män9el des Gesetzes 

^6r'cht^rdas Bundesverfassun9s" 
a|Sverf

,n mehreren Entscheidungen 
^ Ürt??Sun9swidrig definiert und 
Nehf   Vom 28- Februar 1980 fest- 
en sei idaß der Gesetzgeber gehal- 
^hvftl Ur Härtefälle Nachbesserun- 

^nehmen. 

**f{$ai Gesetzgebungsauftrag hat die 
Sber frung Helmut Kohl am 16- De" 

ernah 982, also wen'9e Wochen nach 
9- du der ReQierungsverantwor- 

*es Z[ir ^
ch Verabschiedung des Geset- 

Nunn      erun9 von Härtefällen im Ver- 
D-9efShUSQleich erfüllt- Hierzu war die 

We9 nicht te Re9ierun9 uber Jahre hin' 
6lrie Ve k 'n der La9e- Das Gesetz sieht 
gleich erun9 der Versor9un9 des 

Satte rpflichteten geschiedenen 
y n in folgenden Fällen vor: 

C*rSterbensfä»e: 
^grUri^

Chti9te stirbt, ohne Leistungen 
a|ten 2u ^

es Versorgungsausgleichs er- 

braus |ben' 0bwohl sich der Versor- 
echti ? also nicnt zugunsten des 

Nurin^    ausgewirkt hat, wird die Ver- 
KQr^  y aes Verpflichteten weiterhin ge- 

Beispiel: 
Ehepaar Müller wird im Januar 1983 ge- 
schieden. Ehemann Alfred muß an seine 
Ehefrau Berta im Wege des Versorgungs- 
ausgleichs Versorgungsanwartschaften in 
Höhe von 200,— DM abgeben. Alfred geht 
am 1. Juli 1983 in Rente und erhält eine 
um 200,— DM gekürzte Rente (statt 
1 200,— DM nur noch 1 000,— DM). Berta 
stirbt am 31. Dezember 1983, ohne vorher 
eine eigene Rente erhalten zu haben. (Al- 
tes Recht: Alfred erhält weiterhin nur 
1000,— DM an Rente.) 
Neues Recht: Alfred erhält ab 1. Januar 
1984 wieder 1 200,— DM Rente. 

Al sbald -Vorversterbensf ä 11 e: 

Wie oben, jedoch hat der Berechtigte ver- 
hältnismäßig geringe Leistungen (nicht 
mehr als 2jährige Rentenleistungen) vor 
seinem Tode aus dem Versorgungsaus- 
gleich erhalten. 

Fall wie oben mit folgender Abwand- 
lung: Berta hat vor ihrem Tode Alters- 
ruhegeld aus dem Versorgungsaus- 
gleich in Höhe von insgesamt 2000,— 
DM   erhalten   (zehn   Monate).   (Altes 
Recht:   Alfred   erhält   weiterhin   nur 
1000,— DM an Rente.) 

Neues    Recht:    Alfred    erhält    wieder 
1200,— DM Rente (die an Berta ausge- 
zahlten 2000,—  DM werden Alfred von 
seiner Rente — in Raten — abgezogen). 

Unterhaltsfälle: 

Der Verpflichtete bezieht eine Rente oder 
Pension, der Berechtigte noch nicht. Die 
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Rente oder Pension des Verpflichteten 
wird aufgrund des Versorgungsausgleichs 
gemindert. Hierdurch mindert sich auch 
seine Leistungsfähigkeit. Dies führt zu ei- 
ner Verringerung oder zu einem Aus- 
schluß des Unterhaltsanspruchs des Be- 
rechtigten. Der Versorgungsausgleich be- 
lastete bisher also beide: Den Verpflichte- 
ten (durch Minderung von Rente oder 
Pension) und den Berechtigten (durch 
Unterhaltsminderung). 

Fall wie oben mit folgender Abwand- 
lung: Alfred geht am 1. Juli 1983 in 
Rente und muß an Berta Unterhalt 
zahlen; Berta stirbt nicht. (Altes 
Recht: Alfred erhält weiterhin nur ge- 
kürzte Rente in Höhe von 1000,— DM 
und muß davon Berta Unterhalt zah- 
len.) 

Neues Recht: Alfred erhält ungekürzte 
Rente in Höhe von 1200,— DM; dadurch 
erhält Alfred mehr an Rente und Berta be- 
kommt mehr an Unterhalt. 

Quasi-Splitting: 
Alfred Müller hat eine berufsständische 
Versorgungsanwartschaft (z.B. als Arzt, 
Rechtsanwalt, Architekt, Journalist) in Hö- 
he von 2000,— DM (oder eine Anwart- 
schaft aus einer Zusatzversorgung des öf- 
fentlichen Dienstes in Höhe von 200,— 
DM) auszugleichen, die er in der Ehezeit 
erworben hat. (Altes Recht: Alfred muß 
für die auszugleichenden Anwartschaften 
für Berta etwa 180000,— DM bei der Bf A 
einzahlen — oder etwa 18000,— DM im 
Falle der Zusatzversorgung des öffentli- 
chen Dienstes.) 
Neues Recht: Berta erhält bei der BfA 
Versorgungsanwartschaften in Höhe von 
1000,— DM (bei der Zusatzversorgung 
des öffentlichen Dienstes in Höhe von 
100,— DM). Alfred muß keine eigenen 
Zahlungen leisten; er erhält im Versor- 
gungsfall eine um 1000,— DM (bei der Zu- 
satzversorgung des öffentlichen Dienstes 
um 100,— DM) gekürzte Rente. 

Realteilung: f50r 
Alfred hat eine betriebliche A,ter^} pe"' 
gung oder Lebensversicherung a    sZu- 
tenbasis in Höhe von 400,— D ^0fo^ 
gleichen, die er in der Ehezeit erw ^.. 
hat. (Altes Recht: Alfred muß für? ßerta 
zugleichenden Anwartschaften ^) 
etwa 36000- DM bei der BfA eir>z 

Neues Recht: Berta erhält bei der »$• 
liehen Altersversorgung oder LeD ei- 
Sicherung von Alfred unmittelbar & jn 
genen Anspruch auf Altersversorg ej. 
Höhe von 200,— DM. Alfred rnU?,J<frn Ver' 
genen Zahlungen leisten; er erhält ^ 
sorgungsfall eine um 200,— D^ 9 
Rente. icfv 
Schuldrechtlicher Versorgungsa^ss u5- 
Der schuldrechtliche Versorgung.^- 
gleich wird dann eingreifen, wenn |jchK^ 
sorgungsträger von Alfred die Mojj ^ er' 
der Realteilung in seiner Satzung n $ 
öffnet. (Altes Recht: Alfred muß für 
auszugleichenden Anwartschaft e\p- 
Berta etwa 36000,— DM bei der 0 
zahlen.) s0r- 
Neues   Recht:   Berta  erhält  im s 
gungsfall einen — schuldrechtlic ^ 
Anspruch gegen Alfred in Ho ^ 
200- DM. Dieser Anspruch stem / 
unabhängig von ihrer Bedürftig^' ^al' 
so auch wenn ihr Alfred keinen un ^ 
zahlen muß. Einen Anspruch ge9 ^f 
Versorgungsträger hat sie 
nicht.1) ht vvie- 
Insgesamt muß das Scheidungsrec ^ 
der auf eine verfassungsrechtlich ^fi 
cherte Basis gestellt werden. Ab .$ 
stehen weitere Urteile zum Scheid" pe- 
genrecht aus. Daher sind zusätzHG ^ 
gelungsaufträge zu erwarten, dl def 

Berücksichtigung des Grundsatz 0r 
Zumutbarkeit und der GerechtigK 0r« 
Stellungen der Bürger Eingang in.eSVef' 
Überlegungen zur Verbesserung 
sorgungsausgleichs finden werde • 

') (Quelle: recht, Informationen def „„af/f 
ministers der Justiz, Nr. 1/2 von Ja 

bruar 1983) 
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CDU NIEDERSACHSEN 

ampfung der Arbeitslosigkeit stand 
^ Mittelpunkt der Diskussion 

De, 

% st   
e,astungen in den 80er Jah- 

*Part-d-im Mitte,Punkt ^s Lan_ 

^ene*Smarkt mit seinen beson- 

CDu f^ß ta9©s der Niedersachsen- 

% DPI     aUnscnwe'9- Vor menr als 

sit26r^
e9'erten bezeichnete der Vor- 

^hdea  Wilfried Hasselmann den 
^s pT Parteitag als einen Parteitag 
Süh-  0,)lernbewiiRtcoinc  Her I n- ?un 9en 

•ernbewußtseins, der Lö- 
kt\t ö 

s^cht, Anregungen formu- 
lier/au

escn,üsse vorbereitet und 
^acht      ^ec*anken für übermorgen 

b er Gen 

^ 

eralsekretär der niedersächsi- 
art6jt 

en CDU gab als Zielrichtung des 
n* !ta9esan: „Wir wollen mit einem offe- 

^it cjer 
eita9 dokumentieren, daß wir uns 

Öaß Wir beits|osigkeit nicht abfinden und 
c^e 2L| ®ntschlossen sind, alles nur mögli- 
\$n« Un- um die Arbeitslosigkeit abzu- 

^Hcw asse|mann sagte einleitend: „Die 
N Wjrepubl'k Deutschland hat in die- 
Seit ihre die höchste Arbeitslosigkeit 
'st ein *!* Bestehen erleben müssen. Dies 
faj lr*uri •Jckft^

u"9er Rekord. Er wird um so be- 

Mir' d9ß 
wenn wir uns vergegenwärti- 

gen hinter der kalten Zahl 2,5 
u6r9en"lnnenfache Einzelschicksale ver- 

r*ten '    erade wir als christliche Demo- Gerade 
Se's pUssen  uns  verpflichtet  fühlen, 

n9 herr°blem aus unserer Verantwor- 
a|s rw a^s nicht als Quantität, sondern 
%Pack

Cnliche Qualität zu begreifen und 
or, 

CuU ^ Angebot der  Niedersachsen- 
cnten sehr viele Vertreter des öf- 

fentlichen Lebens, der Vereine und Ver- 
bände Gebrauch. In drei Arbeitskreisen 
wurde diskutiert. Der Arbeitskreis I unter 
Leitung von Wirtschaftsminister Birgit- 
Breuel befaßte sich mit dem wirtschaftli- 
chen Wachstum. Im Arbeitskreis II unter 
Leitung von Sozialminister Hermann 
Schnipkoweit wurde über Flexibilität im 
Arbeitsleben diskutiert, und im Arbeits- 
kreis III stand die Jugendarbeitslosigkeit 
im Mittelpunkt. Hier hatte der neue Kultus- 
minister Berndt Oschatz die Regie über- 
nommen. In allen drei Arbeitskreisen 
stand die Diskussion auf einem hohen Ni- 
veau und wurde mitunter auch sehr kon- 
trovers geführt. Patentlösungen — das 
wußte man vorher — waren nicht zu er- 
warten, deswegen war auch von Be- 
schlüssen Abstand genommen worden. 
Ministerpräsident Ernst Albrecht hatte die 
Devise ausgegeben: „Eine Partei, die auf- 
hört zu denken, verliert die Regierungsfä- 
higkeit.u Er ging mit gutem Beispiel voran 
und machte den Vorschlag aus Schwarz- 
arbeit wieder „Weißarbeit" zu machen, in- 
dem man freiwillig geleistete Arbeit von 
Steuern und Abgaben freistellt und nur 
mit Beiträgen zur Rentenversicherung be- 
legt. Auf diese Weise könne man die Ar- 
beit wieder in die Betriebe zurückholen. 
Für den Abbau der Arbeitslosigkeit ist 
nach den Worten von Ernst Albrecht wirt- 
schaftliches Wachstum die wesentlichste 
Voraussetzung. Wenn jedoch für immer 
mehr Sektoren der Wirtschaft, die in 
Wahrheit keine Zukunft mehr hätten, 
staatliche Erhaltungssubventionen in Mil- 
liardenhöhe   gezahlt   würden,   damit   sie 
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wettbewerbsfähig bleiben, sei ein wirt- 
schaftlicher Aufschwung mit hohem Be- 
schäftigungsstandard nicht möglich. Der 
Strukturwandel müsse sozial abgefedert, 
dürfe aber nicht verhindert werden. 
Als weitere Voraussetzung für Wachs- 
tumsförderung nannte der Ministerpräsi- 
dent u. a. eine Gesundung der Staatsfi- 
nanzen, ein vernünftiges Zinsniveau, eine 
Änderung der Bemessungsgrundlage für 
BAFÖG in der Weise, daß neben dem Ein- 
kommen auch das Vermögen berücksich- 
tigt wird, die Beseitigung des Wildwuch- 
ses in der Mittelstandsförderung und ein 
überschaubares System für einen gerech- 
ten Familienausgleich. 
Sozialminister Schnipkoweit rechnete in 
einem vom Parteitag diskutierten Thesen- 
papier „Mehr Flexibilität im Arbeitsleben" 
aus, daß es mindestens 850000 Arbeitslo- 
se weniger geben könnte, wenn den Ar- 
beitnehmern freigpstellt würde, bereits mit 
58 Jahren in den Ruhestand zu treten, 
wenn der Anteil der Teilzeitarbeitsplätze 
von zur Zeit zehn auf 20 Prozent gestei- 
gert. Nebentätigkeiten der Beamten durch 
Gesetz weiter eingeschränkt sowie die 
Schwarzarbeit abgebaut werden könnten. 

Der CDU-Landesvorsitzende, Minister 
Hasselmann, empfahl — als Solidarbeitrag 
des öffentlichen Dienstes zur Verminde- 
rung der Arbeitslosigkeit — eine Halbie- 
rung des 13. Monatsgehaltes. Dadurch 
würden in den Kommunen Millionen für In- 
vestitionen frei. Hasselmann warnte je- 
doch davor, das Berufsbeamtentum zum 
Spielball von Arbeitsmarktüberlegungen 
zu machen. 
Das Bildungssystem habe sich insgesamt 
in Inhalt und Ausrichtung von der Arbeits- 
welt abgekoppelt, stellte Kultusminister 
Oschatz in einem Thesenpapier fest. Es 
sei dringend notwendig, diese „Art schuli- 
scher Apartheidpolitik" abzubrechen. 
Wert und Qualität des heutigen Abiturs 
müßten sich auf kurz oder lang verändern. 

Das Ziel sei eine bessere Verzahnung 
Bildungs- und Beschäftigungssyste     . 

Der   Vorsitzende   der   Landtags^3^ 
Werner  Remmers,  verlangte vom

GeSet' 
mehr Sparsamkeit beim Erlaß von

kündig' 
initiate zen, Vorschriften und Auflagen 

te schon für die nächste Zeit eine 
seiner  Fraktion  zur  Neugestaltung 

Förderrichtlinien an. toß 
Ergebnislos blieb ein neuerlicher ^ 
des Landesvorstands, die vvac ^ 
Zahl der Parteitagsdelegierten du/C

tte| *u 
Satzungsänderung um etwa ein D a|. 
verringern. Für den Antrag, den J6te. 
sekretär Hans-Dierk Bobzien begr ^jt 
fand sich nicht die notwendige ^e ^\ 
Der CDU-Parteitag hat gegenwa^^ 
stimmberechtigte Delegierte, r^eifl' 
selbst die größeren CDU-Verbände ^. 
land und Westfalen weniger Deie®e rrjoQe' 
ben. Die Parteiführung hält die ve ^ 
rung der Delegiertenzahl vor alle $ 
halb für notwendig, weil in Nieders 
ausreichend große Hallen fehlen. 

Berliner Selbsthilfepolitik 
hat Modellcharakter parr 
Der Gesamtverband des Deutsche ^ 
tätischen Wohlfahrtsverbandes w' taM' 
geplante Berliner Selbsthilfe-, ger- 
und Informationsstelle in seine ^y 

schaft übernehmen. Dabei wird 6*^ß' 
tor für Gesundheit, Soziales und jei> 
Ulf Fink, die Errichtung und den gli- 
des Beratungszentrums finanziell Re- 
chen. Hierfür sind fünf Mitarbeiter ^ 

sehen. Der finanzielle GesafXr:vaQ^ 
wird etwa 450000 Mark jährlich &e      xY 

Besonders hervorzuheben ist diei ^r 
ehe Tatsache, daß ein SpitzenverD (e- 
freien Wohlfahrtspflege in der BU $ 
publik Deutschland die Trägersc ^ 
das   Selbsthilfe-Beratungszentrum hj- 

nehmen wird. Damit wird der M° j(< $ 
rakter der Berliner Selbsthilfepo^r 
das übrige Bundesgebiet hervorg 
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°ER FALL DREWITZ 

l ^R-Grenzschikanen belasten 
'^erdeutsches Verhältnis 

k 
Sihu  ®s Transitabkommens. Wir müs- 

a'em Nachdruck darauf bestehen, 

% uJ^ Windelen, Bundesminister 
%K deutsche Beziehungen, 
^ontr  'n der ARD-Sendung 
V»K!te" zu• Todesfall von 

,T Burkert: 
Uch 
,T0d 

nacn meiner Erinnerung ist der 
Xerw

Von Rudolf Burkert wohl der 
st%^legendste Zwischenfall  seit  Be- 

\ F^Ud umstände des tragischen Todes 
ISen <?  Burkert geklärt werden. Wir er- 

blich- Benörden der DDR 9anz nacn" 
N r_   'Jhren Beitrag zu einer restlosen 
H mir° 

n Aufklärung zu leisten. Ich 
der nj?ht denken, daß die Dienststel- 

W^itia an einer Belastung der ge- 
, .rWer5

en Verhältnisse interessiert sind. 
, ilen jn

en den guten Willen danach beur- 

I d rückhWelchem Maße die DDR rasch 

*s beiti altlos zur Aufklärung dieses Fal- 
%ft|jc.9t- Auch uns liegt an gutnachbar- 

x   der, ?n Verhä|tnissen. Die Ereignisse 
Tod von Rudolf Burkert lassen rv     tlit nuaoiT  ourKeri   lassen 

jjssen nj 9utnachbarschaftlichen Verhält- 
ü'r erWart 'n Übereinstimmung bringen. 
t^stl von der DDR eine rasche 
r*9e- u°Se Aufklarung. 

?* 
:Hän 9t vom Verhalten der DDR ir p. »» »um vernaiien aer uun in 

J"? Öesu 9h
e in 'hren Augen auch ab, ob 

jr'ch n0 ch  des   Staatsratsvorsitzenden 
ahr W/iilk e°ker in Bonn noch in diesem 

t'^eie 0rT1men ist oder nicht? 
J vie|ft '    es 'st sicher ein Umstand un- 
>ich n,  Solche Gesi 
Ssnh'

Ur dann Sinn, 
'• Solche Gespräche haben ei- 

s6ithSphäre 
wenn sie in einer 

*n 
'9em wc eines Minimums an gegen- 
schWr 

ertrauen stattfinden. Wenn hier vertre 
'erer Schatten auf dem Verhältnis 

bleibt, wird es schwer sein, die Vorausset- 
zungen für diese Gespräche zu schaffen. 
Die Einladung für den Staatsratsvorsitzen- 
den war noch von der letzten Regierung 
ausgesprochen worden. Die neue Bun- 
desregierung hat diese Einladung beibe- 
halten. Der Staatsratsvorsitzende hat auf 
der Leipziger Messe sein Interesse an die- 
sen Gesprächen erklärt. Ein Termin aller- 
dings ist noch nicht vereinbart. Auch die 
Modalitäten und Themen sind noch nicht 
vereinbart. Es würde sicher die Vorausset- 
zung zur Klärung dieses Besuches we- 
sentlich erleichtern, wenn die DDR auch 
aus diesem Grunde das ihr Mögliche täte, 
um den tragischen Tod von Rudolf Bur- 
kert möglichst rasch und rückhaltlos auf- 
zuklären. 
Zu dem Vorfall am Grenzübergang Dre- 
witz erklärte der deutschlandpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, MdB Eduard Lintner: 
Geradezu demonstrativ und in letzter Zeit 
immer drastischer hat die DDR Transitrei- 
sende und Besucher aus der Bundesrepu- 
blik spüren lassen, daß sie im Herrschafts- 
bereich der SED quasi „rechtlos" sind. Die 
Zahl der willkürlichen, deshalb als „Ver- 
dachtskontrollen" bezeichneten Schika- 
nen und Verhöre nahm zu, die „Geldstra- 
fen", „Kaution" und Beschlagnahmen wur- 
den immer rigoroser. Auch das betont for- 
sche, gezielt auf Einschüchterung be- 
dachte Auftreten von DDR-Leuten gegen- 
über Bundesbürgern ist Teil eines von der 
DDR wohl absichtlich so gestalteten Ab- 
laufs, der den Betroffenen geradezu kör- 
perlich vermitteln soll, daß sie im Herr- 
schaftsbereich der SED ohne gesicherte, 
schützende Rechte seien. 
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ZITAT 

Bedauerliche 
Entgleisung 
Die Ohrfeige, die der. Bonner Kreisverband des 
DGB dem Bundesarbeitsminister und Spitzen- 
mann der Sozialausschüsse verpaßt hat, 
schlägt doppelt auf den DGB zurück. Blüms 
Aussperrung aus dem DGB-Rednerkarussell 
zum 1. Mai ist nicht nur eine bedauerliche Ent- 
gleisung von tolpatschigen Provinz-Funktionä- 
ren. In historischer Betrachtung ist das auch ei- 
ne politische Instinktlosigkeit und eine Demon- 
stration fataler Vergeßlichkeit. 

Fast auf den Tag genau vor 50 Jahren stürmten 
die Nazis die Gewerkschaftshäuser und schal- 
teten die Arbeitnehmerbewegung gleich. Aus 
diesen Erfahrungen haben die in Weimar zer- 
strittenen Richtungsgewerkschaften vor allem 
gelernt, daß sie nur durch Einigkeit, durch die 
Einheit ihres freien und des christlichen Flü- 
ge/s, stark und widerstandsfähig sein können. 

Nun ist die Bonner Ausladung nicht der Anfang 
einer neuen Flügelspaltung im DGB. Aber daß 
es dem DGB-Landes- oder Bundesvorstand 
nicht gelungen ist, die Bonner Kollegen vor un- 
besonnenen und überzogenen Reaktionen zu 

bewahren, ist doch ein nachdenklich ^i 
des Symptom für wachsende sPannUJen & 
Ansätze für Entfremdungserscheinu^ D$ß. 
sehen den parteigebundenen Flügel" 

Blüms Eintreten für eine „Lohnps^'   jj( 

Recht den Unmut und auch scharfe 
den Gewerkschaften, übrigens 
Gewerkschaften,   ausgelöst.   Bs   —^ ^ 

0 
... # 

steti> 

schlecht um die Nerven und vor allern
jeSolC^ 

Toleranz von Gewerkschaftern, wenn s ^- 
Meinungsverschiedenheiten nicht d ^o 
gen, wo sie hingehören: in den pol1'1 

tarifpolitischen Alltag. . A 

In Erinnerung an die Ereignisse v°n   tj0n f 
der 1. Mai 1983 auch eine Demons^ 
werkschaftlicher Einheit sein 

P 
* Bon%^:. 

deverbot ist deshalb ein schmerzliche ^ 
Fleische. Es wäre deshalb guter Sri 
Zeichen politischer Einsicht,   wenn 
Kräfte im DGB dies noch einmal 
könnten. 

Westfälische Rundschau 19. AP ril
19 

irr***. 
J 

Norbert Blüm wird nun trotz AusSff0lJ, l 
Redeverbot durch den Bonner DGB ^ ^ 
in der Bundeshauptstadt sPrech*n'desbe'^ 
Maikundgebung   in   der   Bad   G? $^..- 
Stadthalle   wurde   er   vom   »*kil   e,b$w 
Christlich-Sozialer      Arbeitnehmer* 
eingeladen. 
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